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Vorwort 

Seit mehr als einem Jahrzehnt werden Studenten an den wissen-
schaftlichen Hochschulen der Bundesrepublik Deutschland und in West-
berlin nach dem sog. „Honnefer Modell" von Bund und Ländern ge-
fördert.  Diese Zuwendung öffentlicher  Mi t te l gab den Anstoß zu einer 
umfassenden Förderung der höheren Ausbildung. So unterstützen 
die Länder inzwischen zB auch die Studierenden an Ingenieurschulen 
und Einrichtungen des Zweiten Bildungsweges. 

Daran läßt sich erkennen, welche soziale, wirtschaftliche und kul tur-
politische Bedeutung diese öffentlichen  Förderungsmaßnahmen erlangt 
haben. Gleichwohl sind die juristischen Probleme, die sich durch die 
Studentenförderung  ergeben, bisher noch nicht umfassend erörtert 
worden. Die vorliegende Schrift  stellt einen Versuch dar, zur Klärung 
dieser Fragen beizutragen. 

Diese Schrift  hat Anfang 1967 als Dissertation der rechts- und staats-
wissenschaftlichen Fakultät der Westfälischen-Wilhelms-Universität  in 
Münster vorgelegen. Das einschlägige Schrifttum bis Mit te 1967 ist im 
wesentlichen berücksichtigt worden. 

Meinem verehrten Lehrer Herrn Prof.  Dr. Hans-J. Wolff  möchte ich 
an dieser Stelle sehr herzlich für die Betreuung dieser Schrift  danken. 

Münster/Westf.,  im Herbst 1967 

Gerda  Stephany 
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Einführung 

Im einführenden Teil dieser Schrift  w i rd zunächst ein kurzer ge-
schichtlicher Uberblick über die Studentenförderung  gegeben, danach 
die Entstehungsgeschichte des Honnefer Modells geschildert und ab-
schließend die tatsächliche Ausgestaltung der allgemeinen Studenten-
förderung  nach dem Honnefer Modell dargestellt. 

Im Hauptteil w i rd sodann versucht, die Förderung der Studenten 
rechtlich einzuordnen, und anschließend geprüft,  ob sie verfassungs-
rechtlich zulässig ist. Einer besonderen Untersuchung bedürfen dabei 
die Fragen, ob eine Studentenförderung  ohne gesetzliche Regelung zu-
lässig ist, wem die Gesetzgebungs- und Verwaltungskompetenzen zu-
stehen und welche Rechte den Studenten im Rahmen des Honnefer 
Modells zukommen. 

Da sich bei der Studentenförderung  an wissenschaftlichen Hoch-
schulen1 im wesentlichen dieselben rechtlichen Probleme ergeben wie 
bei der Unterstützung der Studierenden an den anderen Bildungsein-
richtungen, soll im Interesse der Übersichtlichkeit der Untersuchung 
nur die Förderung der Studenten an wissenschaftlichen Hochschulen 
behandelt werden. 

i Pädagogische Hochschulen werden in dieser Schrift  nicht zu den wissen-
schaftlichen Hochschulen gezählt, selbst wenn sie als solche staatlich aner-
kannt sind; s.u. § 12 B I I b 1. 
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Die Studentenförderung im allgemeinen 

§ 1 Bis zum Ersten Weltkrieg 

Bereits im Mittelalter wurden einige Studenten wirtschaftlich ge-
fördert.  Während normalerweise die von der Fakultät festgesetzten 
Kolleggelder gezahlt werden mußten1, konnten arme Studenten auf 
Grund der Statuten wohl aller deutschen Universitäten davon befreit 
werden2. So gestatteten es die Wiener Statuten von 1389 den Lehrern 
selbst, armen Studenten das Honorar zu erlassen3. In Leipzig hatte der 
Student seinem Lehrer ursprünglich in feierlicher  Form zu erklären, 
er könne die Kolleggelder nicht zahlen, bevor er völligen oder teil-
weisen Nachlaß erbitten konnte4; später zogen sog. Taxatoren die Kol-
leggelder ein und entschieden darüber, welche Studenten das Honorar 
nicht oder nur zum Teil zu zahlen brauchten4. 

Gebührenerlaß hat es auch in der Folgezeit gegeben. So ist er zB 
in § 13 der Regelung über die Kolleggelder für die Universität Freiburg 
vom 13. Jul i 18075 vorgesehen. Diese Ar t der Studentenförderung  ge-
währten letztlich die Hochschullehrer, da sie (nur) die vereinnahmten 
Kolleggelder erhielten. 

1 S. Kaufmann  I I 400. 
2 S. Kaufmann  I I 405. 
3 S. Kaufmann  I I 401. 
4 S. Kaufmann  I I 403. 
ß Zi t iert bei Gerber,  Wandel I 98 i V m Anm. 623 und 628 auf S. 192. 
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Neben dem Gebührenerlaß gab es auch Stipendien6. So wurde in 
Freiburg die erste Studienstiftung im Jahre 1485 von Konrad Arnold 
errichtet7. Die Stipendien wurden auf Grund privater Stiftungen ent-
weder an Angehörige bestimmter Familien bzw. anderer Gruppen oder 
an Studenten bestimmter Fächer vergeben8. Daneben gewährten die 
Landesherren noch Einzelstipendien9. 

Außerdem gab es auf Grund privater Stiftungen auch einige Frei-
tische10. So unterhielt der Herzog von Nassau in Marburg eine Mensa 
für die „Nassauer"11. — A m Ende des 19. Jahrhunderts wurde an den 
preußischen Hochschulen eine allgemeine Krankenversicherung für 
Studenten eingeführt 12. 

Die ersten Bemühungen, eine umfassende soziale Fürsorge für die 
Studenten zu schaffen,  wurden um die Jahrhundertwende /unter-
nommen13, hatten vor dem 1. Weltkrieg jedoch keinen Erfolg. 

§2 Zwischen den Kriegen 

Nach dem 1. Weltkrieg wurden die bisherigen Arten der Studenten-
förderung  beibehalten. So bestand weiterhin die Möglichkeit, die Ge-
bühren zu erlassen, wenn ein Student bedürftig war und sein Fleiß, 
seine Begabung und seine Führung diese Unterstützung rechtfertigten 14. 
(In Preußen bestimmte das Unterrichtsministerium die Gesamthöhe 
des von jeder Hochschule zu gewährende Gebührenerlassens.) Auch 
Stipendien aus privaten Stiftungen wurden weiterhin vergeben. 

Nunmehr wirkten in den über die Förderung entscheidenden Gre-
mien jedoch Vertreter der Studenten mi t1 5 . Kurz nach dem 1. Weltkrieg 

ß Vgl. Kummerow  4; Thieme:  RWS 1961, 263 und ders.,  Recht und Pflicht 
19 ff. 

7 Das ergibt sich aus einem Gutachten des Universitäts-Syndikus' Ober-
amtmann Dr. Klotz  über die Verwaltung der Studienstiftungen an der Un i -
versität Freiburg i m Breisgau v. 12. Dez. 1911; zit iert bei Gerber, Wandel I I 
442 ff. 

8 S. Volkmann  58; Röttgen:  DVB1. 1956, 427; Thieme:  RWS 1961, 263 und 
Tupetz  40. 

a Vgl. Thieme:  RWS 1961, 263. 
io S. Röttgen:  DVB1. 1956, 427. 
u Vgl. Tietmeyer  148. 
12 S. Thieme,  Recht und Pflicht 22. 
i» S. Gerber,  Wandel I 107. 
14 Vgl. Holtz  24 und Kummerow  32. 
15 Vgl. § 6 der preußischen Gebührenerlaßordnung für die Landesuni-

versitäten v. 13. Febr. 1924 (Nachrichtenblatt: 5. Jahr, Folge 7/8 v. 15. Ma i 
1924 Nr. 93; zit iert bei Rersten  33); s.a. Holtz  24 und Schapals  44. 


